
Aktenzeichen: 9 AZR 409/01 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht 
Bochum

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 5. November 2002
- 9 AZR 409/01 -

Urteil vom 17. Dezember 1998
- 4 Ca 3174/97-

Teilurteil vom 31. Januar 2001 
- 9 Sa 1023/99-

Für die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:

Mithaftung für Entgeltansprüche von Heimarbeitern

Gesetze:

HAG § 2 Abs. 1 und Abs. 3, § 8 Abs. 2, § 19 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3, 
§21 Abs. 2; BGB §421, §196 Abs. 1 Nr. 9 aF; ZPO §253 Abs. 2; 
Bindende Festsetzungen von Entgelten und Vertragsbedingungen für die 
Herstellung von Eisen-, Metall- und Elektroartikeln, Uhren, 
feinmechanischen und optischen Artikeln in Heimarbeit

Leitsätze:

1. Nach § 8  Abs. 2 Satz 3 HAG ist vom Auftraggeber in das 
Entgeltverzeichnis eine zuverlässige und klare Berechnungsgrundlage 
einzutragen, wenn die Entgelte nicht für Einzelstücke aufgeführt werden. 
Damit sollen die Heimarbeiter gegen eine Verschleierung der 
Berechnung ihrer Entgelte geschützt werden.

2. Der Auftraggeber darf dem Anspruch auf Mindestentgelt nach den 
bindenden Festsetzungen nicht entgegenhalten, es liege deswegen keine 
Überschreitung der Mindestentgelte vor, weil dies durch erhöhte 
Vorgabezeiten kompensiert worden sei; es sei denn, die Vorgabezeiten 
ergeben sich eindeutig aus dem Entgeltverzeichnis.

3. Der Auftraggeber kann seine Mithaftung für die Entgelte der 
Heimarbeiter nach § 21 Abs. 2 HAG nur ausschließen, wenn er bei der 
Kalkulation der Vergütung des Zwischenmeisters die üblicherweise beim 
Zwischenmeister anfallenden Kosten berücksichtigt. Hierzu gehören 
sämtliche Kosten der Heimarbeit nach den jeweiligen bindenden 
Festsetzungen unter Einbeziehung aller gesetzlichen Abgaben sowie 
sonstige anfallende Kosten und ein Ertrag des Zwischenmeisters.
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BUNDESARBEITSGERICHT

9 AZR 409/01 
9 Sa 1023/99 
Landesarbeitsgericht 
Hamm

Verkündet am 
5. November 2002

Im Namen des Volkes!

Brüne, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

1 .

Beklagter zu 1) und Berufungsbeklagter zu 1),

2 .

Beklagte zu 2), Berufungsbeklagte zu 2) und Revisionsklägerin

pp.

klagendes, berufungsklagendes und revisionsbeklagtes Land
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- 2 -

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 5. November 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Düwell, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Zwanziger und Krasshöfer, die ehren­

amtlichen Richter Holze und Dr. Starke für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten zu 2) gegen das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Hamm vom 31. Januar 2001 - 9  Sa 1023/99- 
wird zurückgewiesen.

Die Beklagte zu 2) hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Das klagende Land nimmt die Beklagte zu 2) neben den Beklagten zu 1) auf 

Zahlung von Heimarbeitsentgelt für 148 Heimarbeiter in Anspruch.

Über das Vermögen des H. wurde am 19. Oktober 1999 das Insolvenzverfah­

ren eröffnet. Der Beklagte zu 1) ist der Treuhänder über das Vermögen des H. als In­

solvenzschuldner.

Die Beklagte zu 2) beauftragte H. (im folgenden Insolvenzschuldner genannt) 

in der Zeit von Januar 1995 bis August 1997 mit der Montage von Kabelsätzen für die 

Automobilindustrie. Der Insolvenzschuldner ließ die Arbeiten durch die in der Klage­

schrift genannten 148 Personen ausführen.

In einem Schreiben des Mitarbeiters W. der Beklagten zu 2) an den Insol­

venzschuldner vom 14. Juli 1993 mit der Betreffzeile "Koordinierung Heimarbeit" heißt 

es ua.:

3. - Kapazitätsauslastung Fa. H... (Stückzahl-Typ/Monat 
bzw. Woche)

3.1. Einhaltung der Vorgabetermine
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- 3 -

ln einem weiteren Schreiben an den Insolvenzschuldner vom 16. Juli 1993 

heißt es ua.:

"BETR./SUBJ.: Protokoll vom 16.07.93 / Gespräch Heimarbeit

zu Pkt. 1: Ansprechpartner

Für den Bereich Heimarbeit wurden im Werk B fol­
gende Ansprechpartner ernannt:

Bereich Opel - Arbeitsvorbereitung: Hr. W... (App.
208)

zu Pkt. 2: Steuerung Heimarbeit

Fr. B... (Steuerung Opel) schickt die wöchentlich er­
scheinende Produktionsübersicht für den Bereich 
Opel an Hr. R... zur Weitergabe an Fa. H...

zu Pkt. 6: Qualitätsvoraaben

- Fa. H... kontrolliert die angebrachten Etiketten der 
Heimarbeiter.

zu Pkt. 7: Arbeitspläne

Hr. W... erstellt einen kompletten Heimarbeitsordner 
mit den jeweils aktuellen Daten und Layouts der aus­
gegebenen Formbretter. Die Pflege dieses Ordners 
erfolgt für die Fa. H... über Hr. R...

In einem weiteren Schreiben der Beklagten zu 2) vom 20. März 1996 durch 

die Abteilung Heimarbeit werden unter der Betreffszeile "Fehlerhafte Lieferung der 

Fa. H... und Heimarbeiter“ Rücklieferungen an den Insolvenzschuldner aufgelistet.

Die Beklagte zu 2) vergütete die Leistungen des Insolvenzschuldners mit ei­

nem Verrechnungssatz von 21,00 DM je Stunde. Diesem lag für jede zu liefernde 

Werkleistung eine von der Beklagten zu 2) festgelegte Vorgabezeit zugrunde. Diese 

Vorgabezeiten übernahm der Insolvenzschuldner für die Berechnung der Entlohnung
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-c;
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der von ihm beauftragten Beschäftigten. Allerdings reduzierte er den Verrechnungssatz 

von 21,00 DM, auf 8,00 DM pro Stunde. Die Beklagte zu 2) beschäftigte im streitge­

genständlichen Zeitraum eigene Heimarbeiter mit den gleichen Arbeiten. Diese erhiel­

ten eine Vergütung mit dem Verrechnungssatz von 21,14 DM.

Die bindenden Festsetzungen von Entgelten und Vertragsbedingungen für die 

Herstellung von Eisen-, Metall- und Elektroartikeln, Uhren, feinmechanischen und opti­

schen Artikeln in Heimarbeit vom 2. Juli 1991 (alte Bundesländer) in der jeweils gelten­

den Fassung schreiben folgende Mindeststundenentgelte für Heimarbeiter vor:

11,65 DM für die Zeit vom 1. Januar 1995 bis 30. April 1995 

11,88 DM für die Zeit vom 1. Mai 1995 bis 31. Mai 1995 

12,28 DM für die Zeit vom 1. Juni 1995 bis 31. März 1996 

13,00 DM für die Zeit vom 1. April 1996 bis 30. April 1997 

13,13 DM für die Zeit ab dem 1. Mai 1997

In der bindenden Festsetzung vom 2. Juli 1991 heißt es ua.:

"§ 4

Fertigungszeiten

(1) Die Fertigungszeiten sind so festzusetzen, daß der in 
Heimarbeit Beschäftigte bei Normalleistung das der Stückent­
geltberechnung zugrundeliegende Stundenentgelt als Mindest­
verdienst erzielt.

(2) Unter Normalleistung ist diejenige Leistung zu verstehen, 
die von jedem geeigneten in Heimarbeit Beschäftigten nach 
genügender Übung und Einarbeitung ohne Gesundheitsschädi­
gung auf Dauer erreicht und erwartet werden kann. In der Ferti­
gungszeit müssen die erforderlichen Verteilzeiten und, falls 
notwendig, genügend Erholungszeit für den Ausgleich von auf­
tretenden arbeitsablaufbedingten Ermüdungserscheinungen 
enthalten sein.

(3) Die Zeitaufnahmen sind nach den gesicherten Grundsät­
zen und Methoden der Zeitermittlung vorzunehmen.

Weiter regelt die bindende Festsetzung von Entgelten vom 2. Juli 1991 in § 9 

einen Anspruch auf Urlaubsentgelt von 11 % des in der Zeit vom 1. Januar bis 

31. Dezember des laufenden Kalenderjahres verdienten reinen Arbeitsentgelts, in § 10
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einen Anspruch auf zusätzliches Urlaubsgeld in Höhe von 6 % des verdienten Arbeits­

entgelts, in § 5 Abs. 1 einen Heimarbeitszuschlag in Höhe von 5 %, in § 14 Abs. 2 ei­

nen Anspruch auf Vermögenswirksame Leistungen in Höhe von 3 % des für die Be­

rechnung des Urlaubsentgelts einschließlich des zusätzlichen Urlaubsgeldes maßgeb­

lichen reinen Arbeitsentgelts. In der bindenden Festsetzung vom 22. Juli 1993 heißt es 

weiter:

"§ 13

Anspruch auf Jahressonderzahlung

(1) Der mindestens seit 1. Januar des laufenden Kalender­
jahres in Heimarbeit Beschäftigte erhält eine Jahressonderzah­
lung in Höhe von 10 % eines durchschnittlichen Monatsentgelts 
des in der Zeit vom 1. Januar bis 1. Oktober des laufenden Ka­
lenderjahres verdienten reinen Arbeitsentgelts entsprechend 
§ 9. Voraussetzung ist, daß der in Heimarbeit Beschäftigte am 
Auszahlungstag in einem ungekündigten Beschäftigungsver­
hältnis steht.

(2) Die Jahressonderzahlung wird spätestens mit der im De­
zember erfolgenden Auszahlung gewährt.

Diese Jahressonderzahlung wurde durch die bindende Festsetzung vom 

31. Mai 1995 mit Wirkung vom 1. Juni 1995 auf 15 % erhöht.

Das klagende Land hat die geltend gemachten Zahlungsansprüche auf der 

Basis der Differenz des Geldfaktors von den gezahlten 8,00 DM pro Stunde zu den 

sich aus den bindenden Festsetzungen ergebenden Mindeststundenentgelten errech­

net. Zusätzlich hat es die Zuschläge in Ansatz gebracht, welche sich aus den binden­

den Festsetzungen und gern. §§ 10, 11 EFZG ergeben. Den Zuschlag auf die Jahres­

sonderzahlung hat es auf das gesamte Jahr 1995 mit 15 % berechnet.

Das klagende Land hat die Auffassung vertreten, die Beklagte zu 2) hafte ne­

ben dem Insolvenzschuldner nach § 21 Abs. 2 HAG. Die Beklagte zu 2) habe als Auf­

traggeberin der Heimarbeit bei den Vereinbarungen mit dem Insolvenzschuldner als 

Zwischenmeister selbst zu prüfen, ob der diesem gewährte Preis zur Entgeltzahlung an 

die Heimarbeiter und zur Gewährung eines Zuschlages an den Zwischenmeister aus­

reichend sei. Der Zwischenmeister müsse in den Stand gesetzt werden, seine Heimar­

beiter ordentlich zu entlohnen und seine eigenen Kosten tragen zu können. Andernfalls 

sei er gezwungen, den Heimarbeitern ein geringeres als das vorgeschriebene Entgelt 

zu zahlen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Es hat für jeden namentlich benannten Beschäftigten die Berechnung der 

Zahlungsdifferenz sowie den nachzuzahlenden Betrag aufgelistet.

Das klagende Land hat beantragt,

die Beklagten zu 1) und 2) als Gesamtschuldner zu verurteilen, 
an die nachfolgend genannten 148 Heimarbeiter/innen insge­
samt 684.793,74 DM nebst 4 % Zinsen ab Klagezustellung zu 
zahlen.

Die Beklagte zu 2) hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hat die Einrede der Verjährung erhoben und vorgebracht, die Aufträge 

seien nicht mit der Weisung erteilt worden, diese in Heimarbeit erledigen zu lassen. 

Der Insolvenzschuldner habe die Möglichkeit gehabt, die Lohnarbeiten durch geringfü­

gig beschäftigte Betriebsarbeiter ausführen zu lassen.

Der Insolvenzschuldner habe auch kein zu geringes Entgelt gezahlt. Es sei 

nicht auf das Stundenentgelt von 8,00 DM abzustellen, sondern auf die Vorgabezeiten. 

Bei Zugrundelegung der Normalleistung seien tatsächlich 11,70 DM bis 13,00 DM als 

Stundenentgelt an die Heimarbeiter geflossen. Wenn der Insolvenzschuldner dennoch 

ein zu geringes Entgelt an seine Beschäftigten gezahlt habe, sei das eine Exzess- 

handlung. Dafür habe sie als Auftraggeberin nicht einzustehen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die dagegen gerichtete Be­

rufung des klagenden Landes hat das Landesarbeitsgericht der Klage im Hinblick auf 

die Beklagte zu 2) durch Teilurteil stattgegeben. Der Rechtsstreit gegen den Beklagten 

zu 1) ist wegen Eröffnung des Insolvenzverfahrens gern. § 240 ZPO unterbrochen.

Die Beklagte zu 2) verfolgt mit ihrer Revision den Klageabweisungsantrag 

weiter. Das beklagte Land begehrt die Zurückweisung der Revision.

Entscheidunasaründe

Die Revision der Beklagten zu 2) ist unbegründet. Sie haftet gemäß § 21 

Abs. 2 HAG für die geltend gemachten Heimarbeitsentgelte neben dem Beklagten zu 

1).

A. Die Klage ist zulässig.
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I. Das klagende Land ist nach § 25 Satz 1 HAG befugt, im eigenen Namen die 

Ansprüche der Heimarbeiter gerichtlich geltend zu machen. Als gesetzlicher Prozeß- 

standschafter wird es dabei durch die von der obersten Arbeitsbehörde bestimmte 

Stelle - hier: das Staatliche Amt für Arbeitsschutz D - vertreten. Diese Vertretung ergibt 

sich aus Artikel V  der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes vom 14. Juni 1994 (GV NW S360, 

392).

Für die Annahme der Klagebefugnis bedarf es wie bei der Prüfung der Zu­

ständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen (BAG 13. September 1983 - 3  AZR 343/81 - 

BAGE 44, 132) einer Zulässigkeitsprüfung. Hier hat das klagende Land dargelegt, der 

Insolvenzschuldner habe als Zwischenmeister an seine Heimarbeiter nicht die nach 

den bindenden Festsetzungen maßgeblichen Mindestentgelte gezahlt und die Beklagte 

zu 2) habe dies als Auftraggeberin den Umständen nach wissen müssen. Das ist für 

die Annahme der Klagebefugnis ausreichend.

II. Die Revision rügt zu Unrecht, weil das klagende Land im Antrag die Zahlung 

nur in einer Gesamtsumme und nicht für jeden Beschäftigten einzeln beziffert habe, sei 

die Klage gern. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO nicht hinreichend bestimmt.

Die Bestimmtheit einer Klage fehlt, wenn mehrere Kläger ihre Ansprüche in 

einer Summe geltend machen, ohne diese aufzuteilen und anzugeben, welcher Betrag 

auf jeden von ihnen entfallen soll (BGH 8. April 1981 - IV b Z R  559/80- NJW 1981, 

2462; 26. November 1953 - I I IZR 26/52 - BGHZ 11, 181, 184). Die Revision verkennt, 

daß das klagende Land hier diese Aufteilung vorgenommen hat. Es hat in der Anlage 

zum Zahlungsantrag in der Gesamthöhe von 684.793,74 DM für jeden einzelnen Be­

schäftigten beziffert, welcher Betrag an ihn zu zahlen ist. Die Anlage ist auch Be­

standteil der Klageschrift.

B. Das Landesarbeitsgericht hat auch zu Recht die Klage als begründet angese­

hen.

I. Die geltend gemachten Zahlungsansprüche der 148 Heimarbeiter ergeben 

sich aus § 19 Abs. 1 HAG iVm. den bindenden Festsetzungen von Entgelten und Ver­

tragsbedingungen für die Herstellung von Eisen-, Metall- und Elektroartikeln, Uhren, 

feinmechanischen und optischen Artikeln in Heimarbeit in der jeweiligen Fassung. Die 

Mithaftung der Beklagten zu 2) folgt aus § 21 Abs. 2 HAG.
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1. Nach § 19 Abs. 3 Satz 1 HAG haben bindende Festsetzungen des Heimar­

beitsausschusses die Wirkung eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages. 

Sie gelten damit wie die Rechtsnormen eines Tarifvertrages unmittelbar und zwingend 

zwischen den vom fachlichen, persönlichen und räumlichen Geltungsbereich erfaßten 

Auftraggeber und den in Heimarbeit Beschäftigten (Senat 5. Mai 1992 - 9 A Z R  13/91 - 

nv.; BAG 19. Januar 1988 - 3 AZR 424/87 - SAGE 57, 211).

a) Die Beschäftigten des Beklagten zu 2) waren Heimarbeiter iSd. Heimarbeits­

gesetzes.

aa) Gern. § 2 Abs. 1 HAG ist Heimarbeiter, wer in selbst gewählter Arbeitsstätte, 

allein oder mit seinen Familienangehörigen im Auftrag von Gewerbetreibenden oder 

Zwischenmeistern erwerbsmäßig arbeitet, die Verwertung der Arbeitsergebnisse je­

doch den unmittelbar oder mittelbar auftraggebenden Gewerbetreibenden überläßt. Die 

Arbeit ist schon erwerbsmäßig, wenn die Tätigkeit auf eine gewisse Dauer angelegt 

und auf Bestreitung des Lebensunterhaltes ausgerichtet ist (BAG 12. Juli 1988 - 3 AZR  

569/86 - AP HAG § 2  Nr. 10). Das Landesarbeitsgericht ist zu Recht davon ausgegan­

gen, daß der Insolvenzschuldner die ihm vom Beklagten zu 2) erteilten Aufträge an 

Heimarbeiter vergeben hat. Die hiergegen gerichteten Revisionsrügen der Beklagten 

zu 2) sind unbegründet.

bb) Soweit die Revision für 27 namentlich benannte Personen rügt, es fehlten 

teilweise Vornamen oder Geburtsnamen oder Anschrift oder Lebensalter, folgt daraus 

nicht der von der Revision gezogene Schluß, diese Personen seien nicht existent. 

Nicht durchgreifend ist auch die Rüge, es sei eine Person verstorben, eine Person un­

bekannt verzogen, einige Personen minderjährig oder sehr alt und kämen daher nicht 

für Heimarbeit in Betracht. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend darauf hingewie­

sen, daß auch ältere Menschen und Minderjährige tatsächliche Arbeitsleistungen in 

Heimarbeit erbringen können. Ebenso können ehemalige Heimarbeiter versterben oder 

unter Verstoß gegen Meldepflichten ihren Wohnsitz ändern. Dies ändert nichts daran, 

daß sie in Heimarbeit gearbeitet haben.

b) Die bindenden Festsetzungen von Entgelten und Vertragsbedingungen für die 

Herstellung von Eisen-, Metall- und Elektroartikeln, Uhren, feinmechanischen und opti­

schen Artikeln in Heimarbeit waren für die Zeit vom 1. Januar 1995 bis 30. April 1995 

idF vom 22. Juli 1993 (BAnz. 1994 Nr. 2 S 34), vom 1. Mai 1995 bis 31. Mai 1995 idF 

vom 15. Juni 1994 (BAnz. 1994 Nr. 223 S 11721), vom 1. Juni 1995 bis 30. April 1997
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idF vom 31. Mai 1995 (BAnz. 1995 Nr. 211 S 11633), vom 1. Mai 1997 bis 31. August 

1997 idF vom 7. April 1997 (BAnz. 1997 Nr. 138 S 9402) auf die Rechtsverhältnisse 

zwischen dem Insolvenzschuldner und seinen Heimarbeitern anzuwenden.

Die Tätigkeit der Kabelmontage ist vom fachlichen Geltungsbereich der je­

weils geltenden bindenden Festsetzung für die Herstellung von Eisen-, Metall- und 

Elektroartikeln, Uhren, feinmechanischen und optischen Artikeln umfaßt. Die Heimar­

beiter haben während der Geltungsdauer der Festsetzungen Elektroartikel hergestellt. 

Hierüber besteht zwischen den Parteien auch kein Streit.

c) Der Insolvenzschuldner hat an seine Heimarbeiter zu geringe Entgelte ge­

zahlt.

aa) Er vergütete ausgehend von der Umrechnung der gefertigten Stückzahlen mit 

den Vorgabezeiten in Stunden jede sich daraus ergebende Stunde lediglich mit 

8,00 DM. Tatsächlich betrug das Mindeststundenentgelt unter Berücksichtigung des 

Urlaubsentgelts, des zusätzlichen Urlaubsgeldes, des Feiertagsgeldes (3,6 % für 1995 

und 3,96%  für 1996 und 1997), der wirtschaftlichen Sicherung im Krankheitsfall, des 

Heimarbeitszuschlages und der Jahressonderzahlung für die Zeit vom 1. Januar 1995 

bis 30. April 1995 15,15 DM, für die Zeit vom 1. Mai 1995 bis 31. Mai 1995 15,44 DM, 

für die Zeit vom 1. Juni 1995 bis 31. Dezember 1995 15,96 DM, für die Zeit vom 

1. Januar 1996 bis zum 31. März 1996 16,01 DM, für die Zeit vom 1. April 1996 bis 

30. April 1997 16,94 DM und für die Zeit vom 1. Mai 1997 bis 31. August 1997 

17,12 DM. Hieraus errechnet sich der Unterschiedsbetrag zu den Entgelten nach den 

bindenden Festsetzungen des Heimarbeitsausschusses.

Die Jahressonderzahlung für das Jahr 1995 ist dabei auf der Basis von 15 % 

des durchschnittlichen monatlichen Entgelts für die Zeit vom 1. Januar bis 1. Oktober 

des Jahres 1995 zu berechnen. Die dagegen erhobenen Bedenken der Revision grei­

fen nicht durch. Insbesondere galt für die Zeit vor dem 31. Mai 1995 und für die Zeit 

danach kein unterschiedlicher Prozentsatz. Die bindende Festsetzung vom 31. Mai 

1995 (BAnz. 1995 Nr. 211 S 11633) hat in § 3 Ziff. 3 unter Bezugnahme auf § 14 

Abs. 1 Satz 1 der bindenden Festsetzung vom 15. Juni 1994 den Prozentsatz von 

10 % auf 15 % erhöht. Nach der weiteren Festsetzung vom 22. Juli 1993 (BAnz. 1994 

Nr. 2 S 34) berechnet sich die Jahressonderzahlung auf der Grundlage eines durch­

schnittlichen Monatsentgeltes des in der Zeit vom 1. Januar bis 1. Oktober des laufen-
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den Kalenderjahres verdienten reinen Arbeitsentgelts. Die Erhöhung des Prozentsat­

zes hat nicht die Berechnungsgrundlage geändert.

bb) Entgegen der Auffassung der Revision hat das Landesarbeitsgericht das tat­

sächliche Stundenentgelt mit 8,00 DM zutreffend ermittelt.

(1) Die Revision meint, die effektiven Verdienste hätten tatsächlich über dem 

Mindeststundenentgelt der bindenden Festsetzung gelegen, weil der Abrechnung 

komfortable Vorgabezeiten zugrunde gelegen hätten. Der Heimarbeiter hätte bei Nor­

malleistung ein höheres Stundenentgelt verdienen können, als es in den bindenden 

Festsetzungen festgelegt war. Eine solche Kompensation des Geldfaktors mit dem 

Zeitfaktor verstößt gegen das in § 8 HAG verankerte Prinzip der Lohnklarheit. Sie ist 

daher unzulässig. Nach § 8 Abs. 2 Satz 3 HAG ist im Entgeltverzeichnis eine zuverläs­

sige und klare Berechnungsgrundlage einzutragen, wenn die Entgelte für das Einzel­

stück nicht aufgeführt werden. Hieran fehlt es. Damit wurde die Berechnung der Heim­

arbeitsentgelte nicht übersichtlich und überschaubar gestaltet. Der Heimarbeiter soll 

aber gegen eine Verschleierung der Berechnungsgrundlagen geschützt werden (BAG 

5. Mai 1 9 8 1 -3  AZR 574/78 - BAGE 35, 233).

(2) Die Beklagte zu 2) genügt mit ihrem pauschalen Hinweis auf eine mögliche 

Kompensation des Geldfaktors nicht ihrer Darlegungslast. Die der Abrechnung zugrun­

de gelegten Vorgabezeiten entsprechen den Vorgabezeiten, die die Beklagte zu 2) 

auch mit dem Insolvenzschuldner als Zwischenmeister vereinbart hatte. Es wäre ihr 

daher ohne weiteres möglich gewesen, im einzelnen darzulegen, ob und gegebenen­

falls in welchem Ausmaß die Vorgabezeiten (Zeitfaktor) unter Zugrundelegung einer 

Normalleistung zu einem Stundenentgelt mindestens entsprechend den bindenden 

Festsetzungen des Heimarbeitsausschusses führen und dabei auch die Anforderungen 

an die Festsetzung der Fertigungszeiten, insbesondere die Berücksichtigung von per­

sönlichen Verteil- und Erholzeiten nach § 4 der bindenden Festsetzung vom 2. Juli 

1991 (BAnz. 1991 Nr. 221 S 7706) erfüllten. Diese sich aus der Sachnähe ergebende 

Verteilung der Darlegungslast gilt auch bei einer Klage durch den Prozeßstandschafter. 

Sie verändert nicht die Darlegungs- und Beweislast.

2. Die Beklagte zu 2) haftet neben dem Insolvenzschuldner als Auftraggeberin 

nach § 21 Abs. 2 HAG. Sie hätte wissen müssen, daß das an den Zwischenmeister 

gezahlte Entgelt nicht zur Zahlung der in der Entgeltregelung festgelegten Entgelte an 

die Heimarbeiter ausreichen konnte.
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a) Die Beklagte zu 2) war Auftraggeberin iSd. § 21 Abs. 2 HAG. Danach ist jeder 

Gewerbetreibende Auftraggeber, der unmmittelbar an die Heimarbeiter oder den Zwi­

schenmeister als Mittler die zu bearbeitenden Aufträge vergibt. Die Beklagte zu 2) ver­

gab die Kabelmontagearbeiten an den Insolvenzschuldner.

b) Der Insolvenzschuldner war auch Zwischenmeister iSd. § 2 Abs. 3 HAG. Da­

nach ist derjenige Zwischenmeister, der, ohne Arbeitnehmer zu sein, die ihm von Ge­

werbetreibenden übertragene Arbeit an Heimarbeiter oder Hausgewerbetreibende 

weitergibt (BAG 15. Dezember 1960 - 5 AZR 437/58 - AP HAG § 2  Nr. 2).

aa) Der Insolvenzschuldner war nicht Arbeitnehmer der Beklagten zu 2). Dies ist 

zwischen den Parteien unstreitig. Er hat vielmehr die Aufträge der Beklagten zu 2) in 

Heimarbeit ausgegeben.

bb) Ohne Erfolg rügt die Revision, die Beklagte zu 2) habe zu keiner Zeit verlangt, 

der Insolvenzschuldner solle die übertragenen Arbeiten in Heimarbeit ausführen las­

sen. Er habe vielmehr über einen "veritablen Geschäftsbetrieb" mit eigenem Personal 

verfügt. Deshalb habe sie nicht davon ausgehen müssen, daß der Insolvenzschuldner 

zur Ausführung der Aufträge Heimarbeiter benötigte.

Über die rechtliche Einordnung eines Rechtsverhältnisses entscheidet der 

Geschäftsinhalt und nicht die von den Parteien gewünschte Rechtsfolge (BAG 3. April 

1990 - 3 AZR 258/88 - BAGE 65, 80). Entscheidend ist daher allein, daß die Beschäf­

tigten die Aufträge an selbst gewählter Arbeitsstätte zum Zwecke des Erwerbs bear­

beitet haben, die vom Insolvenzschuldner weitergegeben wurden. Das war nach den 

Feststellungen des Landesarbeitsgerichts hier der Fall. Zudem ergibt sich aus den vom 

Landesarbeitsgericht ausgeführten Schriftverkehr, daß die Beklagte zu 2) durchaus 

Kenntnis über die Beschäftigung von Heimarbeitern zur Erledigung ihrer Aufträge hat­

te.

Aus dem Schreiben der Beklagten zu 2) vom 14. Juli 1993 folgt, daß der In­

solvenzschuldner mindestens seit diesem Zeitpunkt mit Heimarbeitern für die Beklagte 

zu 2) tätig gewesen ist. Unter dem Betreffvermerk "Koordinierung Heimarbeit" findet 

sich der Gliederungspunkt "Kapazitätsauslastung Fa. H...". Eine Koordinierung von 

Heimarbeit mit dem Insolvenzschuldner setzt aber die Beschäftigung von Heimarbei­

tern für die Aufträge der Beklagten zu 2) voraus. Dasselbe folgt aus dem Gespräch­

sprotokoll vom 16. Juli 1993 über ein Gespräch Heimarbeit. Dort waren die Steuerung 

Heimarbeit sowie die Kontrolle der angebrachten Etiketten der Heimarbeiter genannt.
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So sollte der bei der Beklagten zu 2) beschäftigte Sachbearbeiter W. sogar einen kom­

pletten Heimarbeitsordner mit den jeweils aktuellen Daten und Layouts der ausgege­

benen Formbretter erstellen. Die Pflege sollte durch die Beklagte zu 2) für den Insol­

venzschuldner erfolgen. Weiterhin ergibt sich aus dem Schreiben der Beklagten zu 2) 

vom 20. März 1996, daß der Insolvenzschuldner bereits zu dieser Zeit unter Einsatz 

von Heimarbeitern für die Beklagte zu 2) tätig war. So werden unter der Betreffszeile 

"Fehlerhafte Lieferung der Fa. H... und Heimarbeiter" Rücklieferungen an den Insol­

venzschuldner aufgelistet. Das Schreiben wurde von der Abteilung Heimarbeit erstellt. 

Die Beklagte zu 2) hat keine plausible Erklärung dazu abgegeben, wieso ihre Abteilung 

Heimarbeit fehlerhafte Lieferungen des Insolvenzschuldners auflistet, obwohl dieser 

keine Heimarbeiter für ihre Aufträge beschäftigte. Im übrigen werden die vom klagen­

den Land genannten Personen in den Lohnabrechnungen des Insolvenzschuldners
f

ausdrücklich als Heimarbeiter bezeichnet.

c) Die Beklagte zu 2) hätte den Umständen nach wissen müssen, daß die mit 

dem Zwischenmeister vereinbarte Vergütung nicht zur Erfüllung der in den bindenden 

Festsetzungen festgelegten Entgeltansprüche ausreichen konnte. Positive Kenntnis ist 

dazu nicht erforderlich.

§ 21 Abs. 2 HAG dient allein dem Entgeltschutz der Heimarbeit (Schmidt/Ko- 

berski/Tiemann/Wascher Heimarbeitsgesetz 4. Aufl. § 21 Rn. 3). Der Auftraggeber soll 

für die Entgelte mithaften, wenn er dem Zwischenmeister zum eigenen wirtschaftlichen 

Vorteil eine Vergütung zahlt, die eine ausreichende Entgeltzahlung an die Heimarbeiter 

ausschließt oder gefährdet. § 21 Abs. 2 HAG begründet damit Sorgfaltspflichten des 

Auftraggebers gegenüber den Heimarbeitern, obwohl zwischen ihnen kein Vertrags­

verhältnis besteht. Der wirtschaftliche Vorteil der Heimarbeit fließt neben dem Zwi­

schenmeister auch dem Auftraggeber zu. Dieser kann seine Mithaftung gern. § 21 

Abs. 2 HAG nur ausschließen, wenn er zum Schutze der Heimarbeiter bei der Beauf­

tragung des Zwischenmeisters eine besondere Sorgfalt beachtet. Ergeben sich für ihn 

aus den Umständen Anhaltspunkte, daß für die Heimarbeiter Nachteile wegen einer 

Unzuverlässigkeit des Zwischenmeisters oder wegen der Vereinbarung eines zu gerin­

gen Zwischenmeisterentgelts eintreten können, kompensiert § 21 Abs. 2 HAG eine 

Verletzung der Sorgfaltspflicht mit der gesamtschuldnerischen Haftung des Auftragge­

bers.

Die Beklagte zu 2) hat diese Sorgfaltspflicht verletzt, da sie bereits aus der 

Höhe des von ihr an den Insolvenzschuldner gezahlten Zwischenmeisterentgelts eine
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Gefährdung der Heimarbeitsentgelte nach den bindenden Festsetzungen hätte erken­

nen können.

aa) Für die Zeit ab dem 1. April 1996 ergibt sich dies bereits aus der Überschrei­

tung des Mindeststundenentgelts nach der bindenden Festsetzung gegenüber der Zwi­

schenmeistervergütung. Der Auftraggeber kann nicht erwarten, daß der Zwischenmei­

ster an seine Heimarbeiter eine höhere Vergütung zahlt als er vom Auftraggeber erhält.

Nach der bindenden Festsetzung vom 31. Mai 1995 betrug die Stundenver­

gütung ab dem 1. April 1996 in der Entgeltgruppe 1 13,00 DM. Unter Berücksichtigung 

der Mindestzuschläge für Urlaubsentgelt, zusätzliches Urlaubsgeld, Feiertagsgeld, Si­

cherung im Krankheitsfall, Heimarbeitszuschlag, Jahressonderzahlung, Lohnsteuer­

pauschale iHv. 20 %, Solidaritätszuschlag iHv. 7,5 %, Kirchensteuer iHv. 3,5 %, Kran­

kenkasse AOK U1/U2 2,3 % und Berufsgenossenschaft iHv. 0,07 DM ergibt sich damit 

eine Mindestkostenbelastung des Zwischenmeisters von 21,28 DM und ab dem 1. Mai 

1997 durch die bindende Festsetzung vom 7. April 1997 sogar 21,50 DM. Allgemein­

kosten des Zwischenmeisters sowie Risiko und Ertrag sind dabei nicht einmal berück­

sichtigt. Diese Mindestbelastung des Zwischenmeisters übersteigt die an ihn gezahlte 

Vergütung in Höhe von 21,00 DM. Die Beklagte zu 2), die selbst Heimarbeiter beschäf­

tigt, muß diese Gesamtbelastung ausgehend von den Mindeststundenentgelten ge­

kannt haben.

bb) Für die Zeit vor dem 1. April 1996 ergibt sich eine Mindestbelastung des Zwi­

schenmeisters für die Heimarbeitervergütung in Höhe von 19,05 bis 20,11 DM pro Ar­

beitsstunde. Entgegen der Auffassung der Revision ist dabei die Kirchensteuer nicht 

herauszurechnen. Der Auftraggeber hat im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht bei der Ver­

einbarung der Zwischenmeistervergütung die allgemeinen Regeln des Geschäftsver­

kehrs zu beachten. Er kann nicht ohne weiteres davon ausgehen, die Heimarbeiter 

seien von der Kirchensteuer als übliche Belastung befreit.

Er hat auch darauf zu achten, daß unter Einbeziehung von gesetzlichen Ab­

gaben und den üblicherweise beim Zwischenmeister anfallenden Kosten noch genü­

gend Entgelt zur Erfüllung der Mindestentgeltansprüche der Heimarbeiter übrig bleibt. 

Deswegen kommt es entgegen der Revision auch nicht auf eine genauere Berechnung 

der sonstigen allgemeinen Kosten sowie des üblichen Ertrags für den Zwischenmeister 

an. Der Abstand zwischen den Mindestentgelten der Heimarbeiter zu der von der Be­

klagten zu 2) als Auftraggeberin an den Insolvenzschuldner als Zwischenmeister ge-
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zahlten Vergütung ist so gering, daß die Beklagte zu 2) bei genügender Beachtung 

ihrer Sorgfaltspflicht von einer Gefährdung der ordnungsgemäßen Vergütungszahlung 

an die Heimarbeiter ausgehen mußte.

Weiterhin konnte sich die Beklagte zu 2) nicht auf ein Bestreiten der Allge­

meinkosten und Ertragsberechnungen des Zwischenmeisters mit Nichtwissen be­

schränken. Sie beschäftigte selbst Heimarbeiter mit den gleichen Aufträgen und zahlte 

diesen mehr als dem Zwischenmeister. Schon deshalb hätte sie vortragen müssen, 

welcher eigenen Kalkulation die Berechnung des Stundenentgeltes an die eigenen 

Heimarbeiter zugrunde gelegen hat und auf Grund welchen Rechenwerks sie berech­

tigt davon ausgehen konnte, der Zwischenmeister werde mit dem geringeren Entgelt 

zumindest die gesetzliche Mindestvergütung an seine Heimarbeiter zahlen können. 

Dem klagenden Land und den Heimarbeitern ist mangels Sachnähe ein solcher Vor­

trag nicht möglich.

Die Beklagte zu 2) kann sich als Auftraggeberin auch nicht mit der Behaup­

tung entlasten, sie habe sich keine Gedanken über die Höhe der Heimarbeitervergü­

tung gemacht. Sie hätte auf Grund des festgestellten Sachverhalts Zweifel an der ord­

nungsgemäßen Entgeltzahlung des Zwischenmeisters haben müssen. Dies gilt insbe­

sondere, weil trotz der regelmäßigen Erhöhung der Mindestentgelte durch die binden­

den Festsetzungen keine Anpassung der Vergütung des Zwischenmeisters erfolgte. 

Diesen Zweifeln hätte sie nachgehen müssen, wenn sie die Mithaftung aus § 21 Abs. 2 

HAG hätte vermeiden wollen.

d) Die Beklagte zu 2) haftet damit neben dem Beklagten zu 1) nach dem Grund­

satz der Gesamtschuld (§ 421 BGB). Die Haftung erfaßt auch die unabdingbaren ge­

setzlichen Ansprüche auf die Zuschläge für die wirtschaftliche Sicherung im Krank­

heitsfall, das Feiertagsgeld und das Urlaubsentgelt (Otten Heim- und Telearbeit § 21 

Rn. 11).

Das beklagte Land kann die Beklagte zu 2) auch unmittelbar in Anspruch 

nehmen. Da es sich um eine fremde Schuld handelt, muß sich der Heimarbeiter zwar 

zunächst an den Zwischenmeister wenden. Bei Verzug oder Gefährdung der Erfüllung 

seiner Ansprüche kann er sich allerdings unmittelbar an den Auftraggeber halten (Ot­

ten aaO § 21 Rn. 14). Eine solche Gefährdung der Ansprüche der Heimarbeiter ist an­

zunehmen, da sich der Zwischenmeister hier in Insolvenz befindet.
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3. Entgegen der Auffassung der Revision sind die Ansprüche nicht verjährt. Für 

die Entgeltansprüche der in Heimarbeit Beschäftigten gilt die Verjährungsfrist des 

§ 196 Abs. 1 Nr. 9 BGB aF (BAG 27. September 1965 - 5  AZR 72/65 - BAGE 17, 294). 

Gemäß der Übergangsvorschrift in Art. 229 § 6 Abs. 1 EGBGB bestimmen sich der 

Beginn, die Hemmung, die Ablaufhemmung und der Neubeginn der Verjährung für den 

Zeitraum vor dem 1. Januar 2002 nach dem BGB in der bis zu diesem Tag geltenden 

Fassung.

a) Entgegen der Auffassung der Revision ist die Verjährungsfrist durch Zustel­

lung der Klage an die Beklagte zu 2) am 18. Dezember 1997 unterbrochen. Sie war zu 

diesem Zeitpunkt bereits ausreichend bestimmt iSv. § 253 ZPO.

Die Namen der Heimarbeiter sind in der Aufstellung zu Ziffer 1 der Klage­

schrift lesbar, teilweise auch mit Adresse und Geburtsdatum genannt. Soweit zum 

Zeitpunkt der Klageerhebung teilweise bei den Heimarbeitern die Anschriften fehlten, 

führt dies nicht zur fehlenden Bestimmtheit der Klage nach § 253 Abs. 2 ZPO. Für die 

Ordnungsgemäßheit der Klageerhebung reicht es aus, daß eine Verwechslungsgefahr 

nicht besteht (Zöller/Greger ZPO 23. Aufl. § 253 Rn. 8). Das ist hier der Fall.

b) Die ausreichende Bestimmtheit zur Unterbrechung der Verjährung trifft auch 

für die namentlich noch nicht benannten Erben des verstorbenen Heimarbeiters K. zu. 

Die Identität des oder der Erben ist zweifelsfrei feststellbar. Der nach § 2353 BGB vom 

Nachlaßgericht zu erteilende Erbschein ist eine dem Rechtsverkehr dienende Beschei­

nigung, die bekundet, wer Erbe ist (Palandt/Edenhofer BGB 62. Aufl. § 2353 Rn. 1).

II. Der Zinsanspruch ergibt sich aus § 288 Abs. 1 BGB.

C. Die Beklagte zu 2) hat die Kosten ihrer erfolglosen Revision nach § 97 Abs. 1 

ZPO zu tragen.

Düwell Zwanziger Krasshöfer

Fr. Holze Starke
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